15" Jahrgang. 


Wochenblatt für 


— —— — — 
Dieſes Blatt erſcheint wöchentlich 
dreimal, Dienstags, Donnerstags und 
Sonnabends, früh, in einem Bogen. 
Der Preis beträgt für das Vierteljahr 
15 Sgr.; einzeln aber koſtet das Blatt 
1 Sgr.; durch die Poſt bezogen, koſlet 
es 18 Sgr. 9 Pf. vierteljährlich. 
Inſerate werden den Tag vor der 
Ausgabe bis ſpäteſtens Mittag 12 Uhr * 


Ates Quartal. 


das Fürftenthum Oels. 


angenommen: in Oels in der Expedition 
dieſes Blattes, in Boln. Wartenberg in 
der Stadt buchdruckerei, in Kempen in 
der Buchhandlung von G. Fränkel, in 
Bernſtadt in der Handlung von Lorenz. 
Die Inſertionsgebühren betragen pro 
Zeile nur 1 Sgr., bei Wiederholungen 
„ bloß die Hälfte. 


ͤꝛ— ——— 


Gin Bols 51a 


für Staats- und Oemeinwohl, zur Belehrung und Unterhaltung. 
(Verantwortlicher Redakteur: K. Bitterling,. Schnellpreſſen-Druck und Verlag von A. Ludwig.) 
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Ein Wort an meine politifchen 
Freunde über „Steuerver⸗ 
weigerung.“ 

ehr ich auch, den Grundſatz der 
Borsinbasung im Auge, damit einver⸗ 
ſtanden bin, daß unſre Vertreter im vollen 
Rechte ſind, ſich nicht verlegen, vertagen 
oder aufloͤſen zu laſſen, und daß ſie ener⸗ 
giſch gegen ein Miniſterium einſchreiten 
muͤſſen, welches den Koͤnig von ſeinem Volke 
abſchließt und unſere Freiheit bedroht, ſo 
kann ich doch nicht umhin, mich gegen jede 
Halbheit, auch von dieſer Seite, ent⸗ 
ſchieden auszuſprechen, und fuͤr die, in Be⸗ 
treff der Steuerverweigerung uns bald 
nahende Stunde der Entſ chei dung 
durch die That Euch, meine Freunde, 
meine Gedanken mitzutheilen, denn mein 
ernſter Wille iſt, wahrhaft nuͤtzlich 
zu werden. 
Der Gedanke eines paſſiven, oder ſo⸗ 
genannten geſetzlichen Widerſtandes ge⸗ 


gen das Minifterium Brandenburg von Sei⸗ 


ten der National-Verſammlung, wie auch 
(nach nachſtehend abgedruckten Dokumen⸗ 
ten) aufgefordertermaßen von Seiten des 
Landes ſelbſt, konnte doch nur bis zu ei⸗ 
nem gewiſſen Momente maßgebend ſein; 
uͤber dieſen hinaus mußten aber entweder der 
aktive, d. h. thatſaͤchliche Widerſtand eintreten, 
oder uͤberhaupt kein Widerſtand mehr 
ſtattfinden. — Dieſer Moment war am 
13. November eingetreten, wo es ſich um 
die Frage handelte, ob die National- Ver⸗ 
ummlung noch das Miniſterium Branden⸗ 
urg anerkennen wolle, oder nicht. Indem 
aber un eſte Abgeordneten die Mitglieder 
dleſes Minyifteriums für Hochverraͤther er: 
Hätten, ſproschen fie damit die fernere 
Nihtanerkenimung derſelben für ſich 


Dienstag, den 28. November 


und das Land aus, *) und es wäre Pflicht 
für fie geweſen, in folgenden Augenblicke 
Sr. Majeſtaͤt den Koͤnig zur Bildung eines 
neuen, ſelbſt wenn nur proviſoriſchen, d. h. 
vorlaͤufigen Miniſteriums nochmals aufzu⸗ 
fordern, und dann, falls der Koͤnig ein 
anderes Miniſterium durchaus nicht ernen⸗ 
nen wollte, aus eigener Kraft und Macht: 
vollkommenheit ein ſolches provifori- 
ſches Miniſterium einzuſetzen, um das 
Land nicht ohne anerkannte Regierung, 
und dadurch in unabſehbare Verwirrung 
ſtuͤrzen zu laſſen. — Dieſes geſchah 
jedoch nicht.?) — Es iſt die Unterlaſ⸗ 
ſung hiervon aber eine furchtbare Halbheit, 
furchtbar darum, weil ſie fuͤr das Land 
furchtbare Folgen haben kann. Schon der, 
zwei Tage darauf folgende thatſaͤchliche 
Schritt der National-Verſammlung, die am 
15. d. M. dekretirte Steuerverweigerung, 
belehrt uns hieruͤber. 

Die Steuerverweigerung iſt conſequente 
Folge der Nichtanerkennung des Miniſteri⸗ 
ums. Ihr mußte aber ſogleich die An- 
weiſung auf das neugebildete, 
proviſoriſche, Miniſterium beigege⸗ 
ben ſein, damit das Volk wiſſe, wohin es 
nunmehr ſeine Steuern zu zahlen habe. 
Dieſe Anweiſung fehlte, weil kein neues 
Miniſterium, ſei's vom Koͤnig, ſei's von 


1) Nach dieſem 13 Novobr. halte ich daher 
jeden paſſiven Widerſtand für nichts, als die 
offenbarſte Bekundung von Schwaͤche. 

2) An die letzte Möglichkeit ordentlicher 
Schritte mußte ſich unbedingt der erſte außeror⸗ 
dentliche Schritt, demnach an ausgeſprochene 
Nichtanerkennung eines Miniſteriums unbedingt 
Einſetzung eines anerkennbaren Miniſteriums — 
knuͤpfen. Letzteres iſt, ſo weit mir bekannt, von 
Seiten der Krone, wie der Nationalverſammlung 
noch nicht geſchehen. Die Nat.⸗Verſ. hat damit 
ſich ſelbſt und uns verlaſſen! — 
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der National-Verſammlung, beſtimmt war, 
und damit kommt ſchon die erſte Ver⸗ 
wirrung in den Staat. Wir fragen uns 
rathlos: Sollen wir Steuern geben, oder 
nicht? Sollen wir gar keine Steuern ge⸗ 
ben? Sollen wir die Steuern zwar geben, 
aber nicht in die koͤniglichen Kaſſen ein⸗ 
zahlen? Wo aber ſollen wir dann die 
Steuern ſicher aufbewahren? ?) — Man 
weiß endlich, da kein Ort ſo ſicher iſt, daß 
nicht aufgeſammelte Gelder durch militäri= 
ſche Gewalt dem Miniſterium Brandenburg 
doch zugefuͤhrt wuͤrden, keinen Ausweg, als 
die eigene Taſche eines Jeden. — 

Das heißt nun allerdings „Steuer⸗ 
verweigerung“ im ſtrengſten Sinne, aber 
damit, meine Freunde, wenn dieſe Maß⸗ 
regel in ſolcher Weiſe im ganzen Staate 
ausgeführt werden ſollte, Hört auch der 
Staat auf, denn die Steuer leiſtung 
iſt die erſte und hoͤchſte der Verbindlichkei⸗ 
ten im Staate. Steuerverweigerung 
im ſtrengſten Sinne heißt: Auflöfung 
des Staates!!!) — Wollen wir das, 
meine Freunde! Nein wir wollen, daß der 
Staat fortbeſtehe, wollen darum Steu- 
ern geben, wollen aber nur, daß dieſe 
Steuern nicht an das Miniſterium 
Brandenburg gelangen, weil wir von 
dieſem Miniſterium, trotz ſeiner Verſpre⸗ 
chungen, Unterdruͤckung unſerer kaum er⸗ 
langten Freiheit befuͤrchten. Nun iſt aber 


1) Selbſt die großen Städte: Berlin, Bres⸗ 
lau, Magdeburg, haben uns noch keine genügende 
Beantwortung dieſer Fragen gegeben; außer, daß 
Berlin die Steuern jedenfalls nicht verweigern 
wird, da, wie geſagt, kein anderes Minifterium 
vorhanden iſt. 8 

2) Auch nur ein einziger Ruck des Stillſtands 
der Staatsmaſchine muß weitgreifende, und lang 
nachhaltige traurige Folgen fuͤr das Land haben. 


x 


kein anderes Minifterium da, um unfere, 
zum Fortbeſtehen des Staates un- 
umgaͤnglich nothwendigen Steuern 
zu empfangen, n) und das Minifterium 
Brandenburg hat die Macht in Haͤnden, 
durch Militaͤr die Steuern von Gemeinde 
zu Gemeinde beitreiben zu laſſen. Was 
ſollen wir da thun? 2) — Ja, das iſt, 
ich kann es nicht verbergen, der Fluch der 
Halbheit: Rathloſigkeit des Lan⸗ 
des, Erdruͤckung deſſelben in ſelbſt 
geſchaffener Schwaͤche! — Die Steu⸗ 
ern in der Taſche behalten, das iſt wohl 
der Ruf der Leidenſchaft; aber das koͤn⸗ 
nen wir nun und nimmermehr, ohne 
unter den Truͤmmern des Staates, den 
wilde Anarchie einreißen, wilde Soldateska 
aber aufhalten wollte, uns und das ganze 
Gluͤck einer beſſeren Zukunft zu begraben! 
— Freunde, Mitbuͤrger! Ueberlegt wohl; 
pruͤfet dieſe meine Gedanken reiflich. Das 
Hoͤchſte, was wir wagen koͤnnen iſt, daß 
wir die Steuern bis zum letzten geſetzlichen 
Ablieferungs-Termin zuruͤckhalten, hoffend, 
daß Sr. Majeſtaͤt der Koͤnig vielleicht ſelbſt 
zum Heile des Staates den beſten 
Mittelweg ergreift, und uns ein beſſeres, 
volksthuͤmliches Miniſterium ſchenkt. Ver⸗ 
trauen wir bis dahin auf dieſen Hoffnungs⸗ 
Anker. Iſt aber der letzte geſetzliche Ter⸗ 
min da, und noch kein anderes Miniſte⸗ 
rium ernannt worden, dann, Mitbuͤrger laßt 
uns den hoffenden Blick auf Gott lenken, und 
mit Muth und Kraft, das Freiheitsbewußt⸗ 
ſein im Herzen, lieber die Dornenbahn ge⸗ 
hen, d. h. nach wie vor unſre Steuern 
entrichten, als die Grundpfeiler unſeres va⸗ 
terlaͤndiſchen Staates zuſammenzureißen, und 


uns unter ſeinen Truͤmmern zu begra⸗ 
ben! — — 
R. Sitterling. 
Miniſterial⸗Erlaß. 


Es wird der Koͤniglichen Regierung ſchon bes 
kannt geworden ſein, daß von Seiten desjenigen 


1) Die Einrichtung proviſoriſcher Regie⸗ 
rungen in den Provinzen wuͤrde, ſobald nicht 
die, fuͤr den Staat gehoͤrige, Central-Regierungs⸗ 
behoͤrde, „das Miniſterium,“ da iſt, alle Provinzen 
von einanderreißen, ja die einzelnen Regierungs— 
Bezirke trennen, woher es auch kommen mag, 
daß die beſtehenden Regierungen des Landes, ſo 
wenig ſie gewiß mit den Maßregeln Brandenburgs 
einverſtanden find, dennoch an dieſem Miniftes 
rium, weil der einzig vorhandenen 
Central⸗Behoͤrde, feſthalten. 5 

2) Haͤtten wir ein anderes, von uns als 
volksthuͤmlich anzuerkennendes Miniſterium, und 
zahlten an dieſes unſre Steuern, dann hätten 
wir unſte Schuldigkeit gethan nach Pflicht und 
Gewiſſen zum Beſtehen des Staats, und dürften 
wohl jedes Anſinnen eines von uns nicht aner⸗ 
kannten Miniſteriums mit nach drücklich ſtem 
Ernſt zurüdmweifen, d. h. ſolchem Miniſte⸗ 
rium Zahlung von Steuern verweigern. So aber, 
haben wir kein anderes, als — das Miniſterium 
Beandenburg — Manteuffel!! — 
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Theils der zur Verfaſſungs⸗Vereinbarung einberu⸗ 
fenen Verſammlung, welcher, die Botſchaft Sr. 
Majeſtaͤt wegen der Verlegung nach Brandenburg 
unbeachtet laſſend, ohne Theilnahme der Vertreter 
der Krone ihre Zuſammenkuͤnfte hier fortgeſetzt hat, 
naͤchſt Anderem auch der Beſchluß gefaßt worden 
iſt, daß bis zur Zuruͤcknahme der von der Mes 
gierung getroffenen Maßregeln alle und jede Steu⸗ 
erzahlung zu verweigern ſei. R 

Wenn auch vorauszufegen ift, daß dem ges 
funden Sinne des Landes die formelle und mate— 
rielle Unguͤltigkeit eines Schrittes wohl einleuchten 
wird, der in ſeinen weiteren Folgen das ganze 
Land in einen Zuſtand völliger Geſetzloſigkeit und 
in unabſehbare Verwirrung ſtuͤrzen würde, fo hal⸗ 
ten wir uns dennoch verpflichtet, die Koͤnigliche 
Regierung darauf aufmerkſam zu machen, daß, 
wenn und wo ſich wider Verhoffen eine Verwirk⸗ 
lichung des vorgedachten Aufrufs kundgeben ſollte, 
hiergegen ohne Verzug und noͤthigenfalls, wenn 
eine vorgängige Belehrung Über die ſchweren ſtraf⸗ 
rechtlichen Folgen einer ſolchen Widerſetzlichkeit 
feuch tlos bleibt, mit Anwendung der ſtrengſten 
Zwangsmittel einzuſchreiten iſt. Die ſaͤmmtlichen 
Truppen = Befehlshaber find angewieſen, den des⸗ 
fallſigen Requiſitionen der Koͤniglichen Regierung 
und der von ihr fuͤr dieſen Zweck zu bezeichnenden 
Commiſſarien zu genügen. 

Dabei aber bleibt der Koͤnigl. Regierung ganz 
beſonders empfohlen, dafür zu ſorgen, daß die 
wegen eingetretener Widerſetzlichkeit anzuordnenden 
Zwangsmaßregeln nicht auf die Beitreibung ſolcher 
Steuerbeitraͤge ausgedehnt werden, welche nur wer 
gen des Unvermoͤgens der Steuerpflichtigen in 
Ruͤckſtand geblieben ſind, indem es, wenngleich 
die dermaligen bedeutenden Ausgaben der Staats⸗ 
kaſſe den puͤnktlichen und unverfürzten Eingang der 
Steuern ſehr wuͤnſchenswerth erſcheinen laſſen, den⸗ 
noch ganz außer der Abſicht liegt, die Ruͤckſichten 
der Schonung und Milde gegen Bedraͤngte oder 
durch Ungluͤcksfaͤlle betreffene Steuerpflichtige außer 
Augen geſetzt zu ſehen. Dieſem entſprechend, wer⸗ 
den daher auch die durch anzuordnende außerge⸗ 
woͤhnliche Zwangsmaßkegeln verurſachten Koften nur 
auf diejenigen Steuerpflichtigen zu vertheilen ſein, 
welche die ſchuldigen Steuerzahlungen aus Wider⸗ 
ſetzlichkeit nicht geleiſtet haben. 

Berlin, den 18. November 1848. 

Das Staats⸗Miniſterium. 

Graf don Brandenburg. Ladenberg. 
Manteuffel. von Strotha. von 
Rintelen. 

An 
ſaͤmmtliche Koͤnigliche Regierungen. 


Gutachten des Ausſchuſſes über die 
preußiſche Frage. 


Frankfurt, 19. Novbr. Man erfaͤhrt ſo eben, 
daß der Ausſchuß, dem die Begutachtung der preu⸗ 
ßiſchen Frage uͤbertragen worden, gegen 2 Stim⸗ 
men beſchloſſen habe, folgende Antraͤge zu machen, 
die der Nationalverſammlung am Montage vorge⸗ 
legt werden ſollten; man glaubt ſehr allgemein, 
daß ſie angenommen werden. 


Die Reichs⸗Verſammlung, in Verfolg ihtes 


Beſchluſſes vom 14. d. M. und in Beruͤckſichtigung 
der inzwiſchen eingetretenen Ereigniſſe, fo wie nach 


genommener Kenntniß von den Zuftänden in Ber⸗ 
lin und der ſeitdem gefaßten, das Weſen der con⸗ 
ſtitutionellen Monarchie aufhebenden Beſchlüͤſſe beg 
Theiles der preußiſchen Nationalverſammlung, der 
ſich in offenem Widerſpruche gegen die Regierung 
in Berlin zu ferneren Sitzungen vereinigt hat, 
erklaͤrt: 


daſt der Zeitpunkt zur Aufhebung del 
Verlegung nach Brandenburg gegen" 
wärtig noch nicht gekommen iſt; 
fie erklärt ferner: 

daß alle von jenem Theile der Natio⸗ 
nalverſammlung gefaſſten Beſchluüſſe 
(und namentlich diejenigen), wel 
Suspenfionen der Steuer- Erhebung 
ausſprechen und Mitglieder und Or⸗ 
gane der Regierung für Hochverräthet 


erklären, null und nichtig ſind; 
ſie erklaͤrt endlich: 


daß die dem preuß. Volke gewährten 
und in Ausficht geſtellten Rechte und 
Freiheiten hiermit auch ſeitens der 
Nationalverſammlung und der Cen 


tralgewalt feierlich verbürgt und gegen 


jeden Verſuch einer Verkümmerung in 


Schutz genommen werden ſollen. 
(Vorſtehender Antrag iſt im Ausſchuß gegen 
2 Stimmen angenommen.) 


Demokratiſche Correſpon denz. 


Berlin, 17. Nov. Der heutige Tag hal 
wie der geſtrige nichts Entſcheidendes gebracht. Die 
National⸗Verſammlung hat an dieſen Tagen und 
ſeit der denkwuͤrdigen Abendſitzung, in der ſie den 
Steuerverweigerungs-Beſchluß gefaßt hat, kein 
Sitzung gehalten. Die einzelnen Fraktionen halten 
Spezialberathungen. Als heute Morgen die Linke 
in ihrem gewöhnlichen Sitzungslokal bei Mylius 
berieth, und nachdem fie bereits geraume Zeit über 
ſehr wichtige Maßregeln berathen hatte, bemerkten 
die Abgeordneten plotzlich einen fremden Herrn in 
ihrer Mitte. Auf die Frage, wer er ſei, gerieth 
derſelbe in ſichtbare Verwirrung. Es hat ſich ſpoͤ⸗ 
ter ergeben, daß dieſer Herr ein Conſtabler in Civil, 
d. h. ein geheimer Poliziſt war. 


Die National- Verſammlung bereitet entſchei— ö 


dende Maßregeln vor. Sie erwartet unterdeſſen / 
daß das preußiſche Volk ſeine Schuldigkeit thun, 
d. h. die Steuern dem hochverraͤtheriſchen Mini⸗ 
ſterium verweigere und deſſen Behörden den Ge 
horſam kuͤndige. 

Die Stadt Berlin iſt fortwaͤhrend aͤußerlich 
ruhig. Allein die tiefe Gährung der Gemuͤther h. 
ſich noch nicht vermindert. Das Volk worse 
jetzt nicht in der Lage, die Entſcheidung der = 
fen eintreten zu laſſen. Dieſe Entſe deidung wi 
ſicherlich kommen, aber die Zeit ihtes Eintrit 
durch den Gang der Ereigniſſe deſtimmt werden. 


1 


Die ſogenannte Entwaffnung der Buͤrgerwehr 
fallt nicht in's Gewicht. Wir haben geſehen, daß 
aus ganzen Straßen oft nur einzeine Gewehre den 
durchziehenden Militaͤrpatrouillen abgeliefert wurden. 
In den reaktionären Vierteln war die Ernte frei⸗ 
lich ergiebiger. Man ſchlaͤgt die Zahl der im Gans 
zen abgelieferten Waffen nur auf wenige Tauſend 
an, was bei der Geſammtzahl von 26,000 Ges 
wehren der Buͤrgerwehr und mehreren Tauſend 
Privatwaffen, welche letztere gar nicht abgeliefert 
werden, von keiner Bedeutung iſt. Mögen immer 
hin die reaktionären Beamten ihre Waffen ablie⸗ 
fern, die demokratiſche Buͤrgerſchaft und die ber 
waffneten Arbeiter werden ſie behalten und ſich 
damit des 18. Maͤrz wuͤrdig zeigen. — Das Ge⸗ 
tuͤcht, das Korps der Maſchinenbauer habe feine 
Waffen abgeliefert, iſt eine gemeine und berechnete 
Luͤge der Reaktion. 

Es laufen immer zahlreicher die Adreſſen aus 
den Provinzen ein, welche die National⸗Verſamm⸗ 
lung als die einzige geſetzliche Behoͤrde des Landes 
erklaͤren und ihr die Kraft des Volkes zur Verfuͤ— 
gung ſtellen. Das Volk darf nicht mehr zögern, 
es muß feine Kraft gebrauchen. 

Schon ſpricht man von einem neuen Gewalt— 
ſtreich der Regierung gegen das Volk. Die Na: 
tional⸗Verſammlung ſoll aufgelöft werden und der 
Nation eine Verfaſſung durch koͤnigliche Gnade 
verliehen werden. 

Die National ⸗Verſammlung iſt entſchloſſen, 
dieſem neuen Attentat auf die Volksſouverainitaͤt, 
wenn es ausgefuͤhrt werden ſollte, mit ganzer Kraft 
zu begegnen. Aber ſie rechnet jetzt darauf, 
daß das Land nicht langer zaudert und 
vom Wort zur That ſchreitet. 


Der vereinigte Inſtruktions⸗ und Kriminal- 
Senat des Kammergerichts hot in ſeiner Sitzung 
vom 17. d. Mts. mit 16 gegen 13 Stimmen 
beſchloſſen, 

daß der Belagerungszuſtand von Berlin unges 
ſietzlich, die National- Verſammlung in ihrem 

Rechte und in Erwägung deſſen die Siſtirung 

ſaͤmmtlicher Prozeſſe in dem Geſchaͤfts-Bezirke 

des Kammergerichts anzuordnen ſei. 

Es ſteht in Ausſicht, daß auch der Ober⸗ 
Appellations⸗Senat, und ſomit das ganze Kam⸗ 
mergericht dieſem Beſchluſſe beitreten wird. 


Ein Kind eines Dieners der National: Ver⸗ 
ſammlung, ein Maͤdchen von 11 Jahren, welches 
ein Placat in Haͤnden gehabt, und einem Soldaten 
gegeben , ift deshalb verhaftet, und ſoll nicht eher 
losgelaſſen werden, bis der Vater angiebt, von 
wem er das Placat erhalten. 


Die Auditeure der jetzt hier in Berlin ſtehen⸗ 
den Truppen haben ſich entſchieden geweigert 
Kriegsgericht über Perſonen vom Civilſtande abzu⸗ 
malten, welche wegen Uebertretung der Wrangel⸗ 

en „Anordnung über den Belagerungszuſtand vers 


baftet wor „den find; insbeſondere haben fie ange⸗ 
nommen, dap der §. 18 des Militärſtrafgeſetzbuches 


von 1845 auf 


die gegenwaͤttige Lage der Stadt 
Berlin durchaus u eg 


nicht Anwendung finden kann, 
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wenn gleich Wrangel in ſeiner Proklamation ſich 


auf jene Geſetz⸗Beſtimmung zur Begründung feiner 
Anordnung bezogen hat. Vorzugsweiſe hat ſich in 
dieſer Art der Vorſitzende des Kriegsgerichts, Ge⸗ 
heime Rath Saalbach energiſch ausgeſprochen. Zur 
Beſeitigung dieſer Bedenken hat der General 
Wrangel eine, von ſaͤmmtlichen Miniſtern contra⸗ 
ſignirte Cabinetsordre extrahirt, in welcher der 
General Wrangel autoriſirt wird, kriegsgericht⸗ 
liche Erkenntniſſe, ſelbſt wenn ſie auf 


den Tod lauten, ſtatt des Königs zu 


beſtaͤtigen und vollſtrecken zu laſſen. 

Die Auditeure haben ſich hierdurch nicht bes 
wegen laſſen, von ihrer ausgeſprochenen Erklaͤrung 
abzugehen. 


Der Ex⸗Miniſter und Abgeordnete Milde hat 
bereits am 16. d. Mts. dem Staats⸗Miniſterium 
ſchriftlich angezeigt, daß wegen der erfolgten Ver⸗ 
letzungen des Geſetzes zum Schutze der perſoͤnlichen 
Freiheit durch die Militairmacht in Berlin und 
der deshalb nach dem Geſetz ſofort nöthigen Zuſam⸗ 
menberufung der National-Verſammlung Er, ſobald 
ihn der Praͤſident berufe, wieder in die Verſamm⸗ 
lung eintreten werde. Eine Abfchrift dieſes Schrei⸗ 
bens hat er dem Praͤſidenten mitgetheilt. Das 
Miniſterium ſoll ihm unterm 17. d. Mts. darauf 
geantwortet haben, es bedaure ſehr, daß auch Er 
ſie verlaſſen wolle. Die Verletzungen des gedachten 
Geſetzes ſeien nicht durch ihre, ſondern durch die 
Anordnungen des General Wrangel erfolgt. Der 
Zuſammentritt der National-Verſammlung werde 
ſehr bald erfolgen. 


Es wird von Seiten der Miniſterial - Partei 
die moͤglichſte Verbreitung eines Placats durch das 
ganze Land vorbereitet, welches in der Form eines 


Geſpraͤchs zwiſchen dem Abgeordneten Kirchmann 
und dem Abgeordneten der Frankfurter Verſamm⸗ 


lung Baſſermann die Bedingungen mittheilt, unter 
denen die National-Verſammlung geneigt ſei, mit 
der Krone ſich auszuſoͤhnen. 

Das Volk wird vor dieſem Placate gewarnt, 
da einmal die Aeußerungen des Abgeordneten Kirch— 
mann nur rein perſoͤnliche geweſen ſein koͤnnen, 
welche die Anſichten der Verſammlung nicht aus— 
ſprechen, andrerſeits, wie aus glaubwuͤrdiger Quelle 
verſichert werden kann, die Worte des Abgeordneten 
Kirchmann in dem Placate vielfach entſtellt, in 
einem falſchen Sinne verkehrt und mit durchaus 
falſchen Zufägen vermiſcht worden find, 

Mätze, 
Abgeordneter des Kreiſes Oels. 


Berlin, den 18. November 1848. 

Der Oberſt v. Sommerfeld, welcher den 
Befehl ausfuͤhren mußte, die Commiſſion der Na⸗ 
tional-Verſammlung aus dem Schuͤtzenhauſe mit 
Militairgewalt zu vertreiben, hat feine Entlaſſung 
eingereicht. 

Der Major v. Herwarth ſoll nach Spandau 
abgeführt fein, weil er bei Vertreibung der Na⸗ 
tional⸗Verſammlung aus dem Sitzungs⸗Lokale im 
MitengsHötel, am Abend des 16. November nicht 
energiſch genug verfahren ſei. 

Zwei Hauptleute der Soldaten, die das Schüuͤ⸗ 


benhaus beſetzten, als der Vice⸗Praͤſident Ploͤnnies 
am 13. d. M. mit Gewalt hinausgetrieben ward 
haben den dort anweſenden Perſonen erklaͤrt: „Meine 
Herren, glauben Sie nur, der Mund muß ſchwei⸗ 
gen, das Herz muß brechen, die National⸗Ver⸗ 
ſammlung wird ſiegen.“ 

Wir koͤnnen aus zuverlaͤſſiger Quelle verſi⸗ 
chern, daß die Miniſter anfangen, die Geſetz— 
maͤßigkeit ihrer Maaßregeln zu bezweifeln. Sie 
fangen an zu begreifen, daß, da ſie verantwort⸗ 
liche Miniſter und zwar der National-Verſamm⸗ 
lung verantwortlich find, ein logiſche Folge dieſer 
Verantwortlichkeit iſt, daß die National-Verſamm⸗ 
lung uͤber die Geſetzlichkeit der Vertagung und Ver⸗ 
legung urtheilen konnte. Aber zugleich fuͤhlen ſie 
auch, daß ſie zu weit gegangen ſind, um zu⸗ 
ruͤckzugehen, und fie find entſchloſſen, die Reac⸗ 
tion aufs Aeußerſte zu treiben, weil es ſich um 
ihre eigene perſoͤnliche Exiſtenz handelt. Die Mi⸗ 
niſter ſind entſchloſſen, um ihre Exiſtenz zu retten, 
das Land dem groͤßten Ungluͤck auszuſetzen. Der 
Plan, den ſie befolgen wollen, iſt dieſer: 

Zunaͤchſt werden alle bedeutenden Staͤdte in 

Belagerungszuſtand geſetzt werden, damit die 

Preſſe erſtickt werde. 

Dann ſollen die Provinzen einzeln, die eine 
nach der andern, wieder erobert werden. Die 
disponible Militairmacht wird zuerſt in einer Pros 
vinz zuſammengezogen; iſt dieſe bezwungen, fo 
wird die Landwehr herausgezogen, und mit der 
Linie vereint, in eine zweite Provinz geſchickt, um 
dieſe zu unterdruͤcken, und ſo weiter. 

Man hofft die Provinzen einander gegen⸗ 
uͤber zu ſtellen, wie Oeſterreich die Nationalitaͤten 
einander gegenuͤberſtellt. Sind ſo die Provinzen 
eine nach der andern durch Concentration einer 
großen bewaffneten Macht bezwungen, ſo ſollen 
alle Freiheiten fuͤr immer erſtickt bleiben. 

Auch in Weſtphalen hat das Verhalten der 


National- Verſammlung den größten Anklang ges 


funden, namentlich in Stadt und Kreis Muͤnſter. 
Die Stadtverordneten von Muͤnſter haben eine Zu— 
ſtimmungs⸗Adreſſe nach Berlin eingeſandt. Die 
Buͤrgerwehr daſelbſt erklärt: „dem Miniſter Bran⸗ 
denburg den entſchiedenſten Widerſtand entgegenſe— 
gen zu wollen“, verlangt vom daſigen Magiſtrat 
fuͤr den Nothfall hinlaͤngliche Munition und fore 
dert ſaͤmmtliche Buͤrgerwehren Weſtphalens auf, 
ſich ihrer Ecklaͤrung und ihren Plaͤnen anzuſchlie⸗ 
ßen. Außerdem haben mehrere einfluß reiche und 
angeſehene Maͤnner, ſowie verſchiedene Vereine in 
Paderborn, Bielefeld, Ahaus, Telgte, Drenftein- 
furt öffentlich einen Aufruf „an das Volk Weſt— 
phalens“ im Weſtphaͤliſchen Merkur erlaſſen, wo⸗ 
rin zur Bildung von Sichetheitsſchuͤſſen und einen 
Congreß in Moͤnſter eingeladen wird, für die 
Sache und die Rechte der preußiſchen Nationals 
Verſammlung. 
f Matz e, 
Abgeordneter des Kreiſes Oels. 


Preußen! 
Die National-Verſammlung hat gegen die 
ungeſetzlichen Gewaltmaaßregeln des Miniſteriums 
Brandenburg an das Preußiſche Volk appellitt und 


Millionen haben geantwortet. Mit einſtimmigem 
Jubel hat man unfere Beſchluͤſſe für die Ehre und 
Freiheit des Vaterlandes anerkannt. 

Auch die Krone hat die Volksſtimme aufge⸗ 
fordert, ſich zu erheben. 

Es iſt geſchehen, und — man ſpertt den 
Koͤnig ab vom Volke! „Man koͤnne nicht zuge⸗ 
ben“, hat das Miniſterium Brandenburg die Stirne, 
Öffentlich zu ſagen, „daß das Gefühl des Königs 
weich gemacht werde“!! 

Eure Adreſſen werden nicht überreicht, Eure 
Deputationen nicht vorgelaſſen. Der König iſt, 
nicht mehr frei, von einer verbrecheriſchen 
Schaar bewacht, die ihm die Erhebung des gan⸗ 
zen Landes gefliſſentlich verbirgt, um Thron und 
Vaterland ihren hochverraͤtheriſchen Plaͤnen zum 
Opfer zu bringen. Der Sitzungsſaal, die Bureaur 
der National⸗Verſammlung find zu Wachtſtuben 
geworden, unſer Archiv, die wichtigſten Doku: 
mente, darunter uͤber 12,000 Petitionen aus al⸗ 
len Theilen des Landes, werden von den Soldaten, 
den verblendeten Soͤhnen des Vaterlandes, zerriſſen, 
umhergeworfenz; man hat die Herausgabe dieſer 
Papiere unſerm Praͤſidenten wiederholt verweigert. 
Was ſind dieſen Menſchen die Wuͤnſche, die Rechte 
und Freiheiten von 16 Millionen Preußen! Und 
wie man Eure Petition mit Fuͤßen tritt, ſo dringt 
man mit Bajonetten in die Berathungen Eurer 
Vertreter, bricht ohne Scheu die vom Koͤnige 
ſelbſt publicirten Geſetze uͤber den Schutz der per⸗ 
ſoͤnlichen Freiheit, das Hausrecht, und verhängt 
Belagerungszuſtand und Standrecht, wo die ger 
heiligten Perſonen der Abgeordneten tagen. Ein 
Treubruch, ſo ſcheußlich und offenbar, wie ihn 
die deutſche Geſchichte nicht kennt! 

Luͤgen, Verdrehungen aller Art, gehen in 
amtlichen Erlaſſen in das Land, die Zeitungen 
werden gezwungen, ihnen ihre Spalten zu öffnen, 
waͤhrend man die Stimme der Wahrheit in der 
Preſſe mit drohender Gewalt erſtickt. Aber es 
hat ihnen nicht geholfen! Die National s Ber 
ſammlung harrt muthig aus, und die Plaͤtze der 
Deputirten, 
Poſten verlaſſen haben, fuͤllen ſich von Tag zu 
Tag, indem die Stellvertreter von ſelbſt herbeiei⸗ 
len, um an der Ehre und an der Gefahr dieſer 
Tage Theil zu nehmen. Wenn die uͤber uns ver⸗ 
haͤngte rohe Gewalt auch eine koſtbare Zeit von 
Tagen und Wochen raubt, welche bei unſern drin⸗ 
genden Arbeiten zum Wohl des Volkes haͤtten 
verwendet werden koͤnnen; ſo hat man uns doch 
nicht abzuhalten vermocht, den Kampf gegen die 
brutale Gewalt mit allen zu Gebote ſtehenden Mits 
teln zu fuͤhren. Die Anklage des Miniſterii we⸗ 
gen Hochverraths iſt eingeleitet und demſelben die 
Verwendung der Staatsgelder und die Erhebung 
der Steuern durch einſtimmigen Beſchluß vom 15. 
November unterſagt. 

So haben wir das letzte parlamentariſche 
Mittel erſchoͤpft. N 

An dem Volk iſt 
ſchluͤſſe auszuführen. 

Berlin, den 18. November 1848. 

Maͤtz e, 
Der Abgeordnete des Kreiſes Oels. 


es, unſere Be⸗ 


welche pflichtwidrig und feig ihren 
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Berlin, den 19. November 1848. 

Der Magiftrat in Goͤrlitz hat den Beſchluß 
der National⸗Verſammlung Über die Steuerverwei⸗ 
gerung durch ein Placat zur Kenntniß der Ein⸗ 
wohnerſchaft gebracht. Er legt den Beſchluß dahin 
aus, daß nur die Ablieferung der Koͤnigl. Steuern 
an die Centtalkaſſen des Staates ausgeſetzt bleiben 
ſolle, bis der Conflict beſeitigt iſt. In Folge 
deſſen haͤtten das Koͤnigl. Landrathsamt in Ver⸗ 
tretung der Koͤnigl. Kreisſteuerkaſſe, das Königl. 
Hauptſteueramt und die Landſteuerkaſſenverwaltung 
nicht nur ihre Beſtaͤnde dem Magiſtrate zur Ver⸗ 
wahrung uͤbergeben, ſondern ſich auch verpflichtet, 
die eingehenden Steuern allwoͤchentlich zur Aufbe⸗ 
wahrung abzuliefern. 

In Waldenburg ſind am 17. November die 
Staatskaſſen mit Beſchlag gelegt und das Steuer⸗ 
amt mit Buͤrgerwehr beſetzt worden. Kein Pfen⸗ 
ning Steuer wandert eher nach Berlin, als bis 
die National⸗Verſammlung es beſchließen wird. 
Es werden von den Gemeinden Vertrauensmaͤnner 
gewaͤhlt und dem Landrathsamtsverweſer zur Seite 
geſtellt werden. 

Aus der Decker'ſchen Geheimen Ober-Hof⸗ 
Buchdruckerei geht eine anonyme Flugſchrift in die 
Provinzen, welche dem Volke zwei Neuigkeiten 
offenbart: Steuerverweigerung und rothe Republik 
ſei Daſſelbe, und die Krone ſei es geweſen, die 
vor 35 Jahren den Staat gegen den uͤbermaͤchtigen 
Außenfeind gerettet habe. 

Der Ober = Appellations⸗Senat des Kammer: 


gerichts iſt dem von uns mitgetheilten Beſchluſſe 
des Inſtruktions⸗ und Kriminal-Senats mit großer 


Mehrheit beigetreten. 


Demokratiſche Rorreſpondenz. 


Berlin, den 19. November Abends. Die 
Fraktionen der National⸗Verſammlung ſetzen ihre 
Berathungen uͤber die Maßregeln gegen die rebelli⸗ 
ſche Regierung des Landes fort. 258 Mitglieder 
der Verſammlung haben ſchriftlich erklaͤrt, daß 
die National » Verſammlung in Veranlaſſung der 
wiederholt gegen ſie angewendeten Militaͤrgewalt 
gegenwaͤrtig keine regelmäßigen Sitzungen halte, 
daß jedoch die obigen Abgeordneten in vollkommen 
beſchlußfaͤhiger Anzahl in Berlin anweſend ſind und 
ihren Platz nicht verlaſſen werden, um in jedem 
Augenblicke, wenn das Heil des Volkes es erfor⸗ 
dert, außerordentliche Sitzungen abzuhalten. Ein 
Aufruf an das Volk iſt, von den einzelnen Abge⸗ 
ordneten unterzeichnel, an die Wahlkreiſe abge⸗ 
gangen. Die Zahl der einlaufenden Zuſtimmungs⸗ 
Adreſſen und der ankommenden Deputationen waͤchſt 
mit jedem Tage. Der letzte gedruckte Bericht der 
Petitionskommiſſion macht allein 478 eingelaufene 
Adreſſen namhaft und bemerkt am Schluß, daß 
mach der Abfaſſung dieſes Berichts bereits 105 
neue Adreſſen uͤbergeben worden ſind, unter denen 
eine Zuſtimmungsadreſſe des Landtags von Olden⸗ 
burg ſich befindet. 

Das Archiv der Nationals Verfammlung mit 
uͤber 12,000 Petitionen aus allen Theilen des Lan⸗ 
des iſt theils verbrannt, theils zerriſſen. Das 
Miniſterium hatte ſich geweigert es aus den Haͤnden 


des Soldaten, in denen es ſich befand, dem Prä⸗ 
ſidenten der Verſammlung zu uͤbergeben. 

Der vereinigte Inſtruktions⸗ und Kriminal⸗ 
ſenat des Kammergerichts hat vorgeſtern w 
ſchloſſen: daß der Belagerungszuſtand von Berlin 
ungeſetzlich, die National⸗Verſammlung in ihrem 
Rechte und in Erwägung deſſen die Siſtitung 
ſaͤmmtlicher Civil⸗Prozeſſe, Erefutionen u. ſ. w. 
in dem Geſchaͤftsbezirke des Kammerbezirks anzu⸗ 
ordnen ſei. Ein ähnlicher Beſchluß des Kammer“ 
getichts ſoll geſtern in Betreff der politiſchen Pro⸗ 
zeſſe gefaßt ſein. In gleicher Weiſe haben die 
Auditeure der in Berlin ſtehenden Truppen 
ſich entſchieden geweigert, Kriegsgeticht über Ei 
vilperſonen abzuhalten. Zur Beſeitigung dieſer 
Bedenken hat der General Wrangel eine von 
ſaͤmmtlichen Miniſtern kontraſignirte Kabinetsordte 
erwirkt, in welcher er ermaͤchtigt wird, 
kriegs gerichtliche Erkenntniſſe, ſelbſt 
wenn ſie auf den Tod lauten, ſtatt des 
Königs zu beftätigen und vollſtrecken zu 
laſſen. Allein die Auditeure haben ſich hierdurch 
nicht bewegen laſſen, von ihrer Erklaͤrung abzu⸗ 
gehen. — Der Oberſt v. Sommerfeld, wel 
cher die Kommiſſion der National-Verſammlung 
und dem DVice-Präfidene Piönnies mit Gewalt 
aus dem Schützenhauſe zu bringen den Befehl 
hatte, hat feinen Abſchied verlangt. Der Major 
Herwarth fol nach Spandau abgeführt ſein, 
weil er bei der beabſichtigten Vertreibung der Na 
tional⸗Verſammlung aus dem Saale bei Mielent 
ſich zurückgezogen und keine Gewalt angewendet 
habe. — Waͤhrend in Berlin die ganze freiſinnige 
Preſſe vernichtet iſt, verbreitet die ausgetretene 
ehemalige Rechte der National-Verſammlung in 
Tauſenden von Exemplaren gedruckte Blaͤtter un⸗ 
ter dem Titel „Parlamentskorreſpondenz“ mit den 
nichtswuͤrdigſten Lügen durch das Land, um das 
Volk uͤber die Lage des Vaterlands und uͤber ſeine 
Vertreter zu betruͤgen. Der Verfaſſer dieſer Kors 
reſpondenz iſt nach der „N. Koͤnigsb. Ztg.“ der 
Abgeordnete Maͤuſebach. Auszuͤge derſelben werden 
vom Kriegsminiſterium maſſenweiſe unter die Sol⸗ 
daten vertheilt, um ſie zu erbittern und zum fre⸗ 
velhaften Bruderkampf anzuſtacheln. 

Man verbreitet von Seiten der Reaktion fer⸗ 
ner Geruͤchte von einem Miniſterium Beckerath, 
das uns bevorſtehe, um damit die Wachſamkeit 
der Buͤrger einzuſchlaͤfern. 

Die Bewegung der Provinzen iſt im Wach⸗ 
ſen. Landwehr des 1. und 2. Aufgebots von 
Schleſien hat ſich der National⸗Verſammlung zur 
Verfuͤgung geſtellt und die gleichgeſinnten Land⸗ 
wehrmaͤnner ganz Preußens zu Gleichem aufgefor⸗ 
dert. Schon ſind zahlreiche Erklaͤrungen der Land⸗ 
wehren in demſelben Sinne aus faſt allen Provin⸗ 
zen hier eingetroffen. Der Oberpraͤſident von Schle⸗ 
ſien, Pinder, hat ſich für die National- Ver 
ſammlung erklaͤrt; das Miniſterium hat bereits 
einen Beamten, der an feine Stelle treten ſoll, 
nach Breslau abgeſchickt. In Poſen haben 2 
Richter, meiſt Mitglieder des dortigen Ober Landes“ 
gerichts, ſich gegen Krone und Miniſterin n Bran 
denburg erklart. „Keine Steuern mel hel rufe Die 
„Neue Rhein. Ztg.“, das Organ. der rheinische 
Demokraten. „Die Steuereinz-zablung iſt Hochver⸗ 


rath, die Steuetverweigerung erſte Pflicht des 
Bürgers! In Erfurt war der Kongreß der 
Demokraten Thuͤringens verſammelt. Er hat die 
Nationale Verſammlung als die einzige geſetzliche 
Behoͤrde des Landes erklaͤrt. Die Buͤrgerwehr von 
Muͤnſter, der Hauptſtadt Weſtphalens hat bes 
ſchloſſen, dem Miniſterium Brandenburg den ent 
ſchiedenſten Widerſtand entgegenzuſchen. Sie hat 
vom Magiſtrat der Stadt Munition verlangt, und 
ſaͤmmtliche Buͤrgerwehren Weſtphalens aufgefordert, 
ſich ihrer Erklaͤrung und ihren Plänen anzuſchlie⸗ 
ßen. Ein weſtphaͤliſcher Volkskongreß iſt nach 
Muͤnſter ausgeſchrieben. Der Kreisausſchuß der 
preußiſch⸗ſächſiſchen Demokraten endlich hat 
eine Proklamation an alle Vereine der Provinz er⸗ 
laſſen, welche mit folgender Aufforderung ſchließt: 
„Jeder Staatsbuͤrger, der es mit der Freiheit der 
konſtituirenden Verſammlung in Berlin, der es 
mit der Wohlfahrt unfres preuß. Staates redlich 
meint, iſt verpflichtet, dieſen Beſchluß vom heu⸗ 
tigen Tage ab zu vollfuͤhren. Die Staatsbuͤrger 
in Land und Stadt ſind alſo verpflichtet: 1) Kei⸗ 
nerlei Staatsſteuern, wie Gerichtskoſten, Grund⸗ 
ſteuer, Klaſſenſteuer, Gewerbeſteuer an irgend eine 
königliche Kaffe zu zahlen. Wer noch Steuern 
zahlt, handelt den Beſchluͤſſen der konſtituirenden 
Verſammlung zuwider, unterſtuͤtzt mit dem bezahlten 
Gelde ein hochverraͤtheriſches Miniſterium und iſt 
ſeibſt Hochverraͤther. 2) Die Staatsbürger 
find verpflichtet Arreſt zu legen auf alle 
königlichen Kaſſen und zu verhindern, daß 
auch nur ein Pfennig von den betreffenden Beam: 
ten davon verausgabt werde. Zu dem Ende find 
ſaͤmmtliche koͤnigliche Kaſſen mit ſtarken Bürger: 
wachen zu beſetzen und mit dem Siegel der Ge⸗ 
meinden zu verſchließen. Die Regie rungsbe⸗ 
amten find fofort auf Ehrenwort zu befragen, ob 
fie die Beſchluͤſſe der konſtituirenden Verfammlung 
ausführen wollen, im Weigerungsfalle aber hin fort 
nicht als Beamte zu betrachten. 

Bürger! Unterſtuͤtzt dieſes aͤußerſte Mittel 

auf das kraͤftigſte, bereitet aber — und das legen 

wir Euch nochmals dringend an's Herz — auch 
den Widerſtand mit den Waffen fuͤr den Nothfall 
vor, damit wir geruͤſtet daſtehen. Bürger! fo 
muß der Sieg unſer ſein, denn das Gute ſiegt 
immer. „Es lebe die Freiheit!“ 

Wie geben heute noch ſchließlich den Plan 
des Miniſtetiums der Hochverraͤther, wie es ihn 
nach glaubwuͤrdigen Mittheilungen geſchmiedet ha⸗ 
ben ſoll. Zunaͤchſt werden alle bedeutenden Städte 
des Landes in Belagerungszuſtand erklaͤrt. Dann 
werden die einzelnen Provinzen, eine nach der ans 
dern, „erobert.“ Die disponible Militaͤrmacht 
wird zunaͤchſt in einer Provinz zuſammengezogen. 
Iſt dieſe bezwungen, ſo wird die Landwehr aus⸗ 
gezogen, mit der Linie vereinigt und in eine zweite 
Provinz geſchickt, um dieſe zu unterdruͤcken, und 

“fo fort, bis im ganzen Lande „die Ruhe“ her⸗ 

gestellt ift, d. h. bis die großen Städte des Landes 
rauchende Truͤmmerhaufen verwandelt, die Saa⸗ 
ten bens Landmanns zertreten find, Buͤrgerblut den 
Boden des Materlandes traͤnkt, der Wohlſtand 
der Nation b. ſetmichtet iſt und vom blutbeſpritzten 
Thron das Sie gesgeſchrei und das Hohngeläͤchter 
des Abſolutismus erſchallt. 
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Auf, ihr Buͤrger von Preußen, handelt, ehe 
es „zu ſpaͤt““ iſt! — 


Berlin, den 19. Novembor 1848. 


Wenn das Volk nicht ſchnell die Augen öffnet, 
fo wird es um ſeine Freiheit betrogen. Die Res 
action, entſchloſſen, das Aeußerſte zu verſuchen, 
um die kaum errungenen Volksfreiheiten zu ver⸗ 
nichten, will ſich den Schein der Ehrlichkeit und 
Rechtſchaffenheit geben. Nachdem ihr verbrecheri⸗ 
ſches Beginnen in der feſten entſchloſſenen Haltung 
der preußiſchen National-Verſammlung einen uner⸗ 
erwarteten Widerſtand gefunden hat, ſucht ſie durch 
jedes Mittel ſich dieſer Verſammlung zu entledigen. 
Die Reaction, welche mit der groͤßten Hartnaͤckig⸗ 
keit den preußiſchen Particularismus anfachte gegen 
die Beſtrebungen nach deutſcher Einheit, wird jetzt, 
ihrer alten Taktik getreu, perfider Weiſe die deut⸗ 
ſche Einheit als Vorwand nehmen, um die preu⸗ 
ßiſche National-Verſammlung aufzulöfen oder auf 
unbeſtimmte Zeit zu vertagen, bis die deutſche 
Reichs⸗Verfaſſung zu Stande gekommen 
ſein wird. 

Durch dieſen Beſchluß hofft die preußiſche 
Regierung einen großen Theil der oͤffentlichen Mei⸗ 
nung fuͤr ſich zu gewinnen, um namentlich die 
Frankfurter National⸗Verſammlung ganz zu ihren 
Gunſten zu ſtimmen. Sie zweifelt nicht, daß die 
Frankfurter Verſammlung ſich durch dieſen Koͤder 
wird verlocken laſſen, und daß ſie ſich der Regie⸗ 
rung vorkommenden Falles dafuͤr dankbar bewei⸗ 
ſen wird. Iſt aber die Ariſtokratie einmal 
von der preußiſchen Verſammlung, auf welcher 
jetzt ihe Haß ruht, befreit, ſo wird ſie der deut⸗ 
ſchen National⸗Verſammlung die Br 
dingungen vorſchreiben, unter denen als 
lein die Reichsverfaſſung angenommen werden 
wird. Die preußiſche und oͤſtreichiſche Regierungen 
werden zwiſchen der erſten und zweiten Verleſung 
der Reichsverfaſſung ihre Veraͤnderungs⸗Vorſchlaͤge 
einbringen; werden dieſe angenommen, ſo wird 
dadurch die deutſche Freiheit auf geſetzliche 
Weiſe zu Grabe getragen; werden ſie nicht ange⸗ 
nommen, ſo wird die Frankfurter Verſammlung, 
welche ohnehin ſchon Sympathien des deutſchen 
Volkes in einem großen Maaße verloren hat, auf⸗ 
geloͤſt, und ſomit der alte Zuſtand der Dinge her⸗ 
beigefuͤhrt. So wiſſen wir z. B. beſtimmt, daß 
die preußiſche Regierung die Grundlagen ei— 
nes allgemeinen Wahlgeſetzes fuͤr die einzelnen 
Laͤnder in Frankfurt wird feſtſtellen laſſen, damit 
ſie vom Wahlgeſetz vom 8. April befreit werde, 
und fuͤr die Zukunft einen hohen Wahlcenſus habe. 
Eben ſo ſollen die Civilliſten der Fuͤrſten unter 
den Schutz der Reichsverſammlung geſetzt werden, 
damit die Geſetzgebungen der einzelnen Laͤnder ſie 
nicht verkuͤrzen koͤnnen. 

Dies Iſind die Pläne der preußiſchen Reaction. 
Deutſches Volk, ſei wachſam, oder Deine Freiheir 
iſt hin. 

Auf die bekannte Erklärung des Ober: 
Praͤſidenten Pinder iſt derſelbe entlaſſen. Wit 
vernehmen, daß fein Nachfolger ſchon bezeichnet iſt. — 
Wir erfahren aus ſicherer Quelle, daß kein Mit⸗ 
tel von Seiten [dev Regierung unverſucht bleibt, 
um die Stellvertreter der treugebliebenen 250 Depu⸗ 


titten zu bewegen, zur National⸗Berſammlung 
nach Brandenburg zu kommen. 

Die vielfach jetzt ſtattfindenden Verhaftungen 
in Berlin finden in folgender beiſpiellos geſetzwidri⸗ 
gen Weiſe ſtatt. 

Die Regierung hat Verhaftungs⸗Zettel drucken 
laſſen. In dieſe wird blos der Name des zu 
Verhaftenden eingetragen und der Hauptmann des 
die Verhaftung vornehmenden Commandos unter⸗ 
ſchreibt dieſelben. Die Angabe des Verbrechens 
fehlt völlig darin. Dieſe Zettel gehen bei Einlier 
ferung der Gefangenen dem Staatsanwalt zu, und 
anſtatt dieſer bei ſo voͤllig mangelnder Unterlage 
ſofort wieder entlaſſen follte, giebt er dieſe Zettel 
an den Unterſuchungsrichter zur Vorunterſuchung, 
ohne daß er ſelbſt weiß, wegen welches Verbrechens. 
Reclamationen der Verhafteten finden grotze Schwie⸗ 
tigkeit. 

Der Kriminal-⸗Actuarius Stein iſt, weil er 
angeblich den Vorſitz in einem Klubb geführt, vers 
haftet worden. Nachdem er mehre Tage in Haft 
geweſen, hat jetzt der Staatsanwalt gegen ihn eine 
Unterſuchung beantragt, wegen Erregung von Miß⸗ 
vergnügen gegen die Regierung, nach dem bekann⸗ 
ten § 153 des Kriminalrechtes, deſſen Unzweckmaͤ⸗ 
ßigkeit die Regierung ſelbſt vor Kurzem anerkannt, 
und deſſen Aufhebung fie bei der National-Ver⸗ 
ſammlung beantragt hat. 


Die Landwehr - Ordnung 


vom 21. November 1815 beſtimmt: 

„An den maͤßigen Umfang des ſtehenden 
Heeres ſchließt ſich kuͤnftig die Landwehr, zwar 
immer zur Vertheidigung des Vaterlandes bereit, 
doch nur dann verſammelt, wenn ein feindlicher 
Anfall oder die eigene Bildung es nothwendig macht. 
Zu dieſem Zwecke beſtimmen wie Folgendes: 

§. 1. Die Landwehr bildet einen Theil der bes 
waffneten Macht. Sie tritt indeſſen 
nur bei ausbrechendem Kriege 


und bei den jährlichen Uebungen 
zuſammen. Mit Ausnahme des Stabes 
bei jedem Bataillone find ſaͤmmtliche Mit⸗ 
glieder im Frieden in ihre Heimath und 
zu ihren Gewerben entlaſſen. 0 

Im Frieden werden außer den Uebungen 
nur die vorhin angefuͤhrten, bei der Land⸗ 
wehr zur Dienſtleiſtung angeſtellten Per⸗ 
ſonen beſoldet.“ 


§. 63. 


Wichtige Geſetze. 


Ich fordere die Leſer des Wochenblatts hier⸗ 
mit auf, ſich vorläufig mit folgenden allgemein⸗ 
wichtigen Geſetzen bekannt zu machen: (jedes 
Dorfgericht hat dieſel ben!) 

1) Habeas-corpus-acte, oder „Geſetz zum 
Schutz der perſoͤnlichen Freiheit.“ — 
Geſetzlammlung Nro. 42. f 

2) „Buͤrgerwehrgeſetz.“ Geſetzſamml. No. 47. 

3) „Zagbgefeb.” Gefegfammlung Nro. 50, 
Seite 343, sub Nro. 3056. 


Die Habeas- corpus - acte iſt erklärend be⸗ 
ſprochen worden in Nro. 98 des Wochenblatts. 
Fuͤr das „Jagdgeſetz, lieferte einen, einen frühes 
ten Entwurf unterſuchenden Artikel die Nro. 80; 
weitere Erklaͤrung und Beſprechungen daruͤber wer⸗ 
den nachfolgen, und ebenſo wird näͤchſtens ein 
ausfuͤhrlicher Artikel uͤber das „Buͤrgerwehrgeſetz“ 


erſcheinen. K. Bitterling. 
Aufruf 
an die Waͤhler und Wahlmaͤnner der Provinz. 
(Schluß). 


Aber wie man auch von dieſer Seite alle 
Geſetzlichkeit, die heiligſten Verſprechen, gegeben 
in jenen großen Tagen, bei Seite ſchiebt, laßt 
Ihr nimmer davon, Brüder und Mitbürger; denn 
das war es zuerſt, was uns bewog, die ungeheure 
Verantwortlichkeit der gegen die Regierung getha— 
nenen Schritte zu uͤbernehmen, 

„daß wir in dem Verbleiben auf unſerm Poſten 

„das einzige und letzte Mittel ſahen, den blutigen 
Wiederausbruch des graͤßlichen Kampfes zu ver⸗ 
meiden, der dem Bruder gegenuͤber dem Bruder 
die Waffe in die Hand giebt, und am Ende 
nur zur Vernichtung alles Beſtehenden fuͤhren 
muß!“ 

Wohl thut ein lauter, ein nachdruͤcklicher Ruf 
Noth von Eurer Seite, ein Ruf aus der Tiefe 
von Millionen gepreßter Herzen, wenn er die Mauer 
durchdringen foll, die kaum geſtuͤrzte, welche die 
Hofpartei von neuem höher als je errichtet hat, 
um den Koͤnig vom Volke zu trennen. Aber bei 
dieſem Rufe bewende es; keine ungeſetzliche Hands 
lung, keine That roher Gewalt beflecke die Erhe⸗ 
bung eines freien Volkes, in der Stunde großer 
Entſcheidung. Heil der Nation, welcher es ver⸗ 
goͤnnt iſt, eine Revolution auf dieſem Felde zu 
ſchließen. Mindeſtens iſt der Verſuch eine heilige 
Pflicht, die wir uns, die wir dem geſammten deut⸗ 
ſchen Vaterlande, deutſcher Geſittung und Kultur 
ſchuldig ſind, gegen die hereinbrechende Barbarci, 
dem unausbleiblichen Gefolge ewigen Buͤrgerkrieges. 

Beweiſe alſo unſer Volk, daß es die Freiheit 
verdient, daß weder unſelige Verblendung der Macht⸗ 
haber noch wahnſinnige Beſtrebungen der Anarchie 
es von der Hoͤhe zu verdraͤngen vermoͤgen, welche 
das geſchichtliche Bewußtſein, ſpaͤt gezeitigt aber 
deſto reifer, im europaͤiſchen Voͤlkerkongreſſe mit 
ſeinen deutſchen Bruderſtimmen einzunehmen es ge⸗ 
bieteriſch draͤngt. Die Hauptſtadt, die umliegenden 
Städte haben bereits würdig begonnen. Zuſchriften 
ohne Zahl ſtroͤmten herbei, uns ihre vollſte Beis 
ſtimmung zu erklaͤren. Die ſtaͤdtiſchen Behoͤrden 
von Berlin bieten uns ihre Lokale an, man wird 
für die fehlenden Geldmittel ſorgen, die Geſchaͤfte 
fortzuführen, und das Land, das wiſſen wir im 
Vollgefühl dieſer großen Stunden, wird nicht zus 
ruͤckbleiben. 

Wir harren Eures Ausſpruchs. So lange 
uns diefer nicht von hier ruft, werden wir es wuͤr⸗ 
dig zu vertreten wiſſen. 

Berlin, den II. November 1848. 

x Abgeordneter Hildebrant, 
aus Liegnitz. 
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Der Verein zur Förderung religiss⸗ 
ſittlicher Geſinnungen im Geiſte des 
0 Evangeliums 


verſammelt ſich zu Oels d. 6. December c. Vor⸗ 

mittags 9% Uhr und wird zunaͤchſt das Geſchaͤfts⸗ 

Reglement berathen, den Stoff zu künftigen Ver⸗ 

handlungen in einzelne Abtheilungen verweiſen und 

einen Bericht des Probſt Thielmann uͤber die d. 

1. November in Breslau abgehaltene öffentliche 

Geiſtliche Konferenz entgegennehmen. Zur Be⸗ 

ſprechung im Vereine aber ſchlaͤgt der Vorſtand 
die Fragen vor: 

J) Auf welcher Stufe der Sittlichkeit befindet 
ſich das Volk in der Gegenwart? 

2) Welche Mittel duͤrften außer den von Kirche 
und Schule angewendeten zur Hebung der 
Sittlichkeit geeignet ſein? 

3) Welcher Einfluß auf die Sittlichkeit iſt von 
dem politiſchen Umſchwunge des deutſchen Va⸗ 
terlandes zu erwarten? 

Die Liſte zur Einzeichnung der Mitglieder 
des Vereins wird am Vereinstage vorliegen und 
ſpaͤter bei Herrn Probſt Thielmann zu finden ſein. 
Gedruckte Statuten und Programm werden an 
die Mitglieder vertheilt werden. 


Der Vorſtand. 


Bemerkungen zu Nro. 111, Seite 540, 
des Oelser Wochenblattes. 


In Nero. 111. des Oelser Wochenblattes iſt 
eine Bitte an die Herzogliche Kammer gerichtet 
worden: 

dieſelbe wolle ſich oͤffentlich daruͤber ausſpre⸗ 

chen, ob fie alle Beſitz⸗Veraͤnderungs⸗Abgaben 

zuruͤckgewaͤhtt, oder hierbei nur gewiſſe Ver⸗ 
haͤltniſſe, und welche, beruͤckſichtigt? 

Ob die Herzogliche Kammer ſich durch eine 
ſolche anonyme Aufforderung beſtimmen laſſen 
wird, ſich oͤffentlich auszuſprechen, duͤrfte zu be⸗ 
zweifeln fein. Aber auch in den vielen uͤblen Er- 
fahrungen, welche die Herzogliche Kammer ſeit 8 
Monaten darin gemacht hat, daß ihre wohlmei⸗ 
nendſten Aeußerungen oͤfters voͤllig verkannt, oder 
gemißbraucht worden ſind, wird ſie ſchwerlich einen 
Antrieb finden, ſich oͤffentlich zu erklären. 

Sie hat dies aber auch wohl nicht erſt noͤ⸗ 
thig, da die Grundſaͤtze, nach welchen Beſitzveraͤn⸗ 
derungs⸗ Abgaben von ihr zurück gewährt werden, 
gar nicht Geheimniß ſind, und diejenigen, welchen 
es um unbefangene Kenntnißnahme derſelben zu 
thun iſt, recht wohl dieſe Grundſaͤtze kennen zu 
lernen Gelegenheit finden koͤnnen. 

Wer ſich vielleicht einbildet, daß die Herzog⸗ 
liche Kammer alle Beſitzveraͤnderungs⸗Abgaben zu⸗ 
ruͤckgewaͤhre, befindet ſich in einem großen Itr⸗ 
thume, in welchen er nur entweder durch eigene 
Leidenſchaft, oder durch Vorſpiegelungen Anderer 
gerathen ſein kann. Es iſt auch nicht der ent⸗ 
fernteſte Grund abzuſehen, aus welchem eine ſolche 
allgemeine Zuruͤckgabe ſtattfinden ſollte, z. B. bei 
reinen Kaͤufen unter Fremden. 

Ebenſowenig wird die Herzogliche Kammer 
dergleichen Abgaben in den Faͤllen erſtatten, in de⸗ 


nen richtetliche Erkenntniſſe zu ihren Gunſten exi⸗ 
ſtiren. Ueber die Verjaͤhrungszeit binaus zurück⸗ 
zugehen, wird die Herzogliche Kammer auch keine 
Veranlaſſung haben. 

Zur Erſtattung werden alſo nur ſolche De 
figveränderungss Abgaben kommen konnen, die bei 
Erwerbungen in abfteigender Linie erhoben worden 
waren; aber auch dies kann nicht geſchehen, wenn 
von demſelben Grundſtuͤcke erweislich ſchon früher 
zweimal dieſe Abgaben in aͤhnlichen Faͤllen ent⸗ 
richtet worden ſind. 

Abgaben von reinen Kaufen zwiſchen Schwie⸗ 
gereltern und Schwiegerkindern, oder zwiſchen Ger 
ſchwiſtern, und überhaupt zwiſchen andern Vet⸗ 
wandten, werden ebenſowenig zur Erſtattung ges 
eignet ſein. 8 

Die Kammer hat Überhaupt Beſitzverände⸗ 
rungs⸗Abgaben nur da erhoben, wo ſie in gutem 
Glauben mit vollem Rechte, nach den damals 
herrſchenden Anſichten der Juriſten dies thun konnte, 
und ihrer Pflicht gemaͤß mußte. — In allen ſol⸗ 
chen Faͤllen, in denen die ſo weſentlich geaͤnderten 
Anſichten der Gerichte ihr auch jetzt noch zur Seite 
ſtehen, kann fie Nichts erſtatten. Nur in den 
Fallen, in welchen nicht etwa eine veränderte Ges 
ſetzgebung, ſondern blos die geänderte Anſicht det 
Gerichtshöfe jetzt eine andere Beurtheilung der 
Sache herbeigeführt hat, wird und kann die Kam⸗ 
mer Abgaben erſtatten, um auch das entfernteſt 
Unrecht zu vermeiden. 

Ob Jubel entſteht, ob die Enttaͤuſchung un⸗ 
gerechter Erwartungen bittere Gefühle erweckt, wird 
die Herzogliche Kammer ſchwerlich berüdfichtigen 
koͤnnen, da fie nur nach Recht, Pflicht und Ges 
wiſſen handeln kann. 

Oels, den 26. November 1848. 


Reimann, Kammer⸗Kontroll⸗Aſſiſtent. 


In Nro. 46. der freien Blaͤtter befindet ſich 
eine Anſprache des Herrn F. Kriebel zu Vielguth 
an den permanenten Sicherheits-Ausſchuß in Bern⸗ 
ſtadt. Herr Kriebel — noch ſeit der erſten Volks⸗ 
Verſammlung zu Oels in gutem Andenken, — 
beſpricht in ſeinem Artikel den von der Bernſtaͤdter 
Buͤrgerwehr unternommenen Zug gen Breslau, 
kann ſeine Freude uͤber den Widerſtand, welchen 
dieſelbe angeblich in Oels gefunden hat, nicht ver⸗ 
laͤugnen und beleuchtet dieſe Angelegenheit naͤher. 
Aus dieſer Beleuchtung erſieht man, wie Herr 
Kriebel wieder die rothe Republik wittert, welche 
Befuͤrchtungen er daran knuͤpft, und welche Wuͤn⸗ 
ſche er dabei hat. Es iſt nicht meine Aufgabe, 
die Anſichten, welche Herr Kriebel in feinem Arti 
kel entfaltet, zu bekaͤmpfen, ich beſchraͤnke mich 
nur darauf, die leere Behauptung deſſelben: daß 


die Bernſtaͤdter auf einen Widerſtand der Oels⸗ 


ner Bürgerwehr geſtoßen ſeien, zu wider 
legen. Nicht genug, daß auswärtige Blätter br 
reits genug Luͤgen in dieſer Beziehung in die el 
geſchleudert haben, auch Herr Kriebel demüßt ie 
die hiefige Buͤrgerwehr zu verdaͤchtigen, arım et 
traͤgt dazu bei, die Bernſtaͤdter glauben zu ma⸗ 
chen, als hätte die Oelsner Bürger wehr gegen 
fie agirt. Das Thatſaͤchliche in der Sache nut 
daß an jenem Tage die hieſige B uͤrgerweh⸗ um 5 


Uhr des Nachmittags allarmirt worden ift, daß die 
Wehrmaͤnner eine Stunde lang in Geſellſchaft 


einer ziemlich großen Menſchen-Maſſe Gewehr am 


Fuß auf dem Ringe geſtanden haben, daß das 
Gerücht verbreitet war: „Die Bernſtaͤdter 
kommen,“ daß zu Rathhauſe viel verhandelt 
worden iſt, daß die Wehrmaͤnner, ohne eigentlich 
zu wiſſen, worum es ſich handelt, nach Hauſe 
entlaſſen, und einige Mannſchaften zur Wache die 
Nacht uͤber beordert worden ſind. Nachträglich 
wird noch erzählt, daß die Mannſchaften eines 
Bezirks eine Straße abgeſperrt, dabei aber auch 
weiter nichts bewirkt haben, als daß ſie ihren eige⸗ 
nen Tambour gefangen genommen. Die Berne 
ſtaͤdter Wehrmaͤnner ſind weder in die Stadt ge⸗ 
ruckt, noch haben fie ſonſt etwas unternommen, 
was auf dem Nathhaufe durch Deputationen ver⸗ 
handelt worden, iſt den Oelsner Wehr⸗ 
männern unbekannt geblieben. Nur ſo viel 
ſteht feft: daß die Bernſtaͤdter Buͤrgerwehr des 
Abends nach Hauſe gekehrt, und die Oelsner Buͤr⸗ 
gerwehr vom Allarmplatze ebenfalls bald entlaſſen 
worden iſt, ohne eigentlich von gefaßten Beſchluͤſſen 
in Kenntniß geſetzt worden zu ſein. Selbſt den 
Buͤrgerwehr⸗Commandeur hatte nach ſeinen Aeuße⸗ 
rungen keine Kenntniß von der Sachlage. 

Dies Hert Kriebel iſt der Widerſtand, 
welchen die Bernſtaͤdter bei der Oelsner Bür⸗ 
gerwehr gefunden haben. Moͤgen dieſelben 
immerhin, durch ein Plakat in ihrem regen Eifer 
für die Freiheit zu weit gegangen ſein, moͤgen ſie 
wenigſtens zu vorſchnell gehandelt haben, ſie ſind 
tro dem von einem großen Theile der Oelsner 
Buͤrgerwehr, welchem der §. 1. des Buͤrgerwehr⸗ 
Geſetzes gut im Gedaͤchtniß iſt, richtig verſtanden 
worden. Kein rother Republikaner. 


1 Lokales. 


Am 22, November c., Abends nach 8 Uhr, 
wurde unſerm Abgeordneten für Frankfurt, Herrn 
Gymnaſiallehrer Roͤsler, als Anerkennung ſeiner 
Wirkſamkeit im Parlament, ein Fackelzug gebracht, 
Es betheiligten ſich an demſelben Buͤrger, Beamte 
und Gymnaſiaſten. Die hieſigen Schuhmacherge⸗ 
ſellen hatten aus Liebe für Herrn Roͤsler gebeten, 
fi) ebenfalls anſchließen zu dürfen, ihre Fahne 
wehte voran. Eine unabſehbare Menſchen-Maſſe 
füllte den Ring. Vor dem Logis des Herrn Ab: 
geordneten, dem Gaſthofe zum goldnen Adler, ans 
gekommen, bildete der Zug einen Halbkreis, in 
welchen Lehrer Bitterling trat, und eine entſpre⸗ 
chende Rede hielt, welche von dem Herrn Abge⸗ 
ordneten unter vielfachem Bravoruf erwiedert wurde. 

Herr Roͤsler iſt am 25. wieder nach Frank⸗ 
furt abgereiſt. 


Der Abgeordnete Franz Joſeph Brunck. 


Am 21. Oktober hat die Linke in der konſti⸗ 
tuirtenden National-Verſammlung durch den nach 
kurzem Kerankenlager erfolgten Tod des rheinlaͤndi⸗ 
ſchen Abgeordneten Brunck einen ihrer uͤberzeu⸗ 
gungstreueſten Anhänger verloren. Am 23. Okto⸗ 
ber geleiteten ſie feine Leiche zur letzten Ruheſtaͤtte. 
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Der Abgeordnete Loͤbe im Namen ſeiner politiſchen 
Freunde, der Abgeordnete H. v. Gagern, ſeit 


Jahren mit ihm perſoͤnlich befreundet, riefen ihm 


die vollſte und waͤrmſte Anerkennung der politiſchen 
und privaten Tugenden nach, welche dieſen oͤffent⸗ 
lichen Charakter im Leben ausgezeichnet hatten. 
Hier in wenig Zuͤgen die Schilderung ſeines Le⸗ 
bens und feiner Thaten: 

Franz Joſeph Brunck, 61 Jahre alt, ger 
bürtig von Winterberg in Rheinbaiern, wohnhaft 
in Fuͤrfeld in Rheinheſſen, der Sohn eines Guts⸗ 
befigers — Bauern, da dieſer fein Gut ſelbſt bes 
wirthſchaftet — iſt aus dem Volke hervorgegangen, 
lebte in und mit ihm, und widmete ſeine ganze 
Lebensthaͤtigkeit dem Wohle ſeiner Mitbuͤrger. 

Ohne hoͤhere Studien hatte er ſich in ſeiner 
Jugend — nach der franz. Occupation — der 
Mathematik gewidmet, ward Geometrearpentenr, 
d. i. Kadaſter⸗Geometer, und wirkte als ſolcher 
ſofort thätig bei der Landesvermeſſung und Grund: 
ſteuereinrichtung des ehemaligen Departements Don ⸗ 
nersberg. Mit Recht laͤßt ſich von ihm ſagen: er 
hat ſich durch Theilnahme am oͤffentlichen Leben 
ſelbſt gebildet; was er geworden, was er war 
war er durch ſich ſelbſt. ; 

Bei der Vereinigung der Nord» Departements 
(Hamburg, Kübel, Bremen) mit Frankreich, wurde 
ihm von der franzoͤſiſchen Regierung eine Stelle 
als ingenieur en chef du cadastre (Landesver⸗ 
meſſung) angeboten, er ſchlug fie aber aus, ſowie 
immer jeden Staatsdienſt, weil er unabhängig blei— 
ben wollte. 

Nach Einfuͤhrung der Gemeindeordnung — 
mit freier Wahl der Ortsvorſtaͤnde — wurde er 
in Folge der Wahl feiner Mitbürger Bürger: 
meiſter und blieb es bis nach Einfuͤhrung des In⸗ 
ſtituts der Kreisraͤthe; in Folge eines Konflikts mit 
denſelben nahm er die Wiederwahl nicht mehr an. 

Als im Jahre 1816 die Provinz Rheinheſſen 
mit dem Großherzogthum Heſſen-Darmſtadt verei⸗ 
nigt ward, wurde Brunck vom Volke zum Mit⸗ 
glied des [Provinzialraths (Provinziallandſtand) ges 
waͤhlt und fuͤllte dieſen Platz auf das Ruͤhmlichſte 
aus bis zur Abſchaffung dieſer Korporation bei 
Einführuug der Verfaſſung 1820. 

Von da an, d. . ſeit 29 Jahren, ununter⸗ 
brochen Mitglied der zweiten landſtaͤndiſchen Kam⸗ 
mer vertrat er in dieſer Eigenſchaft ein und den⸗ 
ſelben Wahlbezirk (Woͤllſtein), der ihn auch im 
Verein mit den Kantonen Bingen und Oberingel: 
heim in die Nationalverſammlung waͤhlte. 

In der zweiten Kammer zu Darmſtadt war 
er eines der thaͤtigſten, jedenfalls das un ab haͤn⸗ 
gigſte integerſte Oppoſitionsmitglied, immer 
fuͤr die Intereſſen des Volkes einſtehend. 

Als beſtaͤndiges Mitglied des Finanzausſchuſ⸗ 

ſes entwickelte er meiſtens als deſſen Vorſitzender, 
beſonders in Budget⸗Sachen, eine angeſtrengte und 
erfolgreiche Wirkſamkeit. 
f Auch als Landwirth hat er ſich große Vers 
dienſte erworben, theils durch eigne Muſterwirth⸗ 
ſchaft, theils durch feine Wirkſaukeit als Vice⸗Praͤ⸗ 
ſident des rheinheſſiſchen landwiethſchaftlichen Ver⸗ 
eins, durch muͤndliche Vortraͤge und ſchriſtliche 
Auffäge in der landwirthſchaftl. Zeitug. 

Durch dieſe Eigenſchaften ſeines Charakters, 


wie feine Wirkſamkeit als Politiker und Menſch, 
hatte er ſich in hohem Grade die Liebe feiner heſ⸗ 
ſiſchen Mitbuͤrger und ſelbſt die Achtung der Regie⸗ 
rung und der Staatsdiener erworben. Auch in 
der Nationalverſammlung vertrat er entſchieden das 
Intereſſe des Volkes; er war ein Mann des ent⸗ 
ſchiedenen Fortſchritts, ohne daß er gewaltſamer 
Ueberſtuͤrzung das Wort redete. Er war mit einem 
Wort ein wahrer Volksmann, auf ihn fiel immer 
zuerſt die Stimme des Volks, wo es berufen war, 
einen Mann ſeines Vertrauens zur Vertretung 
feiner Intereſſen zu bezeichnen. Es war ein Eh: 
renmann, der nie dem Volke untreu geworden, 
nie Verrath an deſſen Sache geuͤbt. Anerkennung 
ſeinem Wirken und Ruhe ſeiner Aſche! 
Mohr. 


Roſen und Dornen 


aus der Paulskirche 
mit und ohne Beleuchtung. 


Reitter von Prag: „Niemand kann leugnen, 
daß bei dem Beginn einer demokratiſchen Bewe⸗ 
gung immer ein Kampf zwiſchen Truppen und Volk 
ſtattfindet, und das Trachten des Volks dahin 
geht, die Truppen aus der Stadt zu entfernen.“ — 

(D. Red. Leider wahr! doch ein übles Zeichen für 

die Truppen davon, daß das Leben und die Bedürfniſſe 

des Volks, dem doch auch fie angehören, ihnen eis 
gentlich fremd find. Dieſe künſtlich geſchaffne Entfrem⸗ 

dung macht fie Häufig zu Gegnenn des Volks.) 

„Ferner ſieht man bei allen demokratiſchen 
Revolutionen, daß das beſtehende Miniſterſum ges 
ſtuͤtzt wird, und die Mitg lien, 3 
müffen. — 0 

(D. Red. Ein Beweis, da 

fein Unweſen bis zur Empor! 


* 


Reitter: „Es iſt e 
növer, und es hat dies 
land, ſondern auch in Fr 
ſtattgefunden, daß, wenn 
Bewegung vorgekommen, 
dafuͤr verantwortlich maı 
wenn man ſagt, daß Jer 
iſt, man die Demokraten 
antwortlich macht. Mein 
eine fo unſinnige Behaup 
haupten wollte, daß der!“ 
auch ein Demokrat geweſe 
Fuͤrſt ermordet worden, 
bewieſen, daß die Mörder 
deren hochgeſtellten Perfone 
ten waren.“ — 

(D. Red. Der Den 

rechte auch im Volke d 
erſten dieſer Rechte iſt 

Der Demokrat kann es er 
chelmord. — Doch haben 
Tod des Lichnowsky und Aue 
der Demokratie als Sch 


Wegen Mangel an Raum vorige Woche zu⸗ 
rückgeblieben. 
Geburten. 


Den 23. September Frau Ober⸗Landes⸗ und 
Fuͤrſtenthums⸗Gerichts⸗Aſſeſſor Thalheim, geb. 
Ruͤlberg, einen Sohn, Willibald Georg Heinrich. 

Den 8. Novbr. die Knechtsfrau Gaſe, geb. 
Melde, in Ludwigsdorf, eine Tochter, Karoline 
Auguſte. 

Den 15. Novbr. die Tagearbeitersfrau Sa⸗ 
biſch, geb. Kober, eine Tochter, Johanna Pau⸗ 
line, geſtorben den 21. Novbr. an Schwaͤche, alt 
6 Tage. 

Heirathen. 

Den 21. Novbr. Herr Schneider Kanth, 

mit Jungfrau Elias. 
Todesfälle 

Den 17. Novbr. die Tagearbeitersfrau Sa: 
diſch, geb. Kober, im Wochenbette, alt 44 Jahr. 

Den 17. Novbr. der Tageatbeiter Schipke, 
in Spalitz, an Bruſtkrankheit, alt 50 Jahr 9 M. 

Den 21. Novbt. wurde dem Maurergefellen 
Kloß, in Rathe, von deſſen Ehefrau ein Sohn 
todtgeboren. 

Den 21. Novbr. des Einwohners Rade⸗ 
macher jüngſter Sohn, Johann Gottlieb, an 
Krampf, alt 4 Wochen. 

Den 22. Novbr. wurde dem Bauergutsbeſitzer 
Bautz in Netſche, von deſſen Ehefran ein Sohn 
todtgeboren. 5 


Julius burg. 


Geburt. 
Den 10. Novbr. die unverehelichte Eliſabeth 
Klieſch ein todtes Toͤchterchen. 
Todesfall. 
Den 10. Novbr. des Inwobnets Gottfried 
Knüttel jungſtes Soͤhnchen, Gottlieb Auguſt, 
en Kraͤmpfen, alt 8 Wochen. a 
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Von der geſtern errichteten Bürger⸗Reſſource wurde beſchloſſen, je: 
den Dienstag Abend 7 Uhr in dem Saale der verwittweten Frau Brauer 
Speck zuſammen zu treten, und damit nächſten 

Dienstag, als den 28. November, 
zu beginnen. a 

Beitritts⸗Erklärungen wird der Kaſſirer der Geſellſchaft, Kaufmann 
Philipp, entgegen nehmen. 

Anmeldungen von Vorträgen dagegen, 
richtsrath Kleinwächter, abzugeben. 

Oels, den 23. November 1848. 
Der Vo r ſt an d. 
Bekanntmachung. 

Die Lieferung des, fuͤr die hieſige Herzogliche Frohnfeſte fuͤr das Jahr 1849 
erforderlichen Schuhbedarfs, beſtehend in circa 80 Paar Schuhen und 20 Paar 
Sohlen, ſoll an den Mindeſtfordernden in Entrepriſe gegeben werden. 

Bedingung iſt, daß die Lieferung nur nach dem jedesmaligen Bedarf, in gu- 
ter und dauerhafter Qualität, nach vorher genommenem Maße erfolgen muß. 

Zur Abgabe der Gebote haben wir einen Termin 
5 auf den 14. Dezember o. a., Nachmittags 3 Uhr, 
in unſerm Amtslokal angeſetzt, zu welchem Bietungsluſtige hierdurch eingeladen werden. 

Oels, den 9. November 1848. 
Herzogl. Braunſchweig⸗Oelsſche Kammer. 
Am 2. Dezember C. Nachmittags um 2 Uhr, werde ich den Nachlaß meiner 
verſtorbenen Frau, beſtehend in guten Kleidungsſtuͤcken, Möbel und Hausgeraͤth, ſo⸗ 
wie mein uͤbriges Inventarium, als: eine Kuh, Ackergeraͤthſchaften ꝛc. in der hieſigen 
Brauerei oͤffentlich verſteigern laſſen. Ich lade dazu Kaufluſtige ergebenſt ein. 
Raake, den 27. November 1848. 
Asmann, geweſener Pachtbrauer. 


ſind beim Vorſteher, Ge⸗ 


An die auswärtigen geehrten Abonnenten der „Freien Blätter“ und des „Wochen 
blattes für das Fürſtenthum Oels“, welche das Abonnement für das Quartal von Michaeli 
bis Weihnachten o. noch nicht entrichtet haben, richte ich die ganz ergebene Bitte, mir bis 
zum 10. December d. J. den Betrag gefälligſt zugehen zu laſſen. Diejenigen geehrten 
Subſcribenten, welche mir denſelben bis zu dieſem Termine nicht zugeſchickt haben, wollen 
mir geſtatten, als Erlaubniß betrachten zu dürfen, das Abonnement durch Poſtvorſchuß 
zu erheben. 

Gleichzeitig erſuche ich diejenigen verehrlichen Leſer des Wochenblattes, welche 
noch mit Bezahlung für dieſen oder den vorigen Jahrgang im Rückſtande find, dringend 
und ergebenſt, bis zum oben genannten Zeitpunkt den Betrag an mich ge= 
langen zu laſſen. Sollte derſelbe bis dahin nicht eingegangen ſein, würde ich ebenfalls 
von der Einziehung durch Poſtvorſchuß Gebrauch machen. 


Oels, den 28. November 1848. 
18 A. Ludvig. 


Marktvreiſe der Städte Oels, Bernſtadt und Wartenberg 
vom 25. November 1848. g 


Stroh. 
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